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A. Bericht des Abgeordneten Scheppmann: 

Der in der Drucksache 1368 vorliegende Gesetz- 
entwurf betrifft die Ratifikation des Übereinkom- 
mens Nr. 98 der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion in Genf. Das Übereinkommen hat die Anwen- 
dung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und 
des Rechtes zu Kollektivverhandlungen zum 
Gegenstand. Es soll wichtige Grundsätze des Ver- 
einigungsrechtes im Verhältnis von Arbeitgebern 

zu Arbeitnehmern sichern. 

\ 

Der Artikel 1 des Übereinkommens behandelt 
den persönlichen Schutz der organisierten Arbeit- 
nehmer gegen unterschiedliche Behandlung. Da- 
nach darf die Beschäftigung eines Arbeitnehmers 
nicht davon abhängig gemacht werden, daß der 
betreffende Arbeitnehmer keiner Gewerkschaft 
angehört oder aus ihr austritt. Weiter soll der 
Arbeitnehmer davor gesichert werden, daß er ent- 
lassen oder sonst benachteiligt wird, weil er einer 
Gewerkschaft angehört oder sich außerhalb der 
Arbeitszeit gewerkschaftlich betätigt. 

Der Artikel 2 betrifft den Schutz der Organisa- 
tionen sowohl der Arbeitnehmer als auch der 
Arbeitgeber gegen eine Einmischung von der ande- 
ren Seite. Durch diese Vorschrift soll vor allem 
verhindert werden, daß sich sogenannte gelbe, d. 
h. von der Arbeitgeberseite abhängige Gewerk- 
schaften bilden. Das geht deutlich aus der betref- 
fenden Bestimmung des Übereinkommens hervor, 
in der es heißt, daß als Einmischung von der ande- 
ren Seite die Schaffung abhängiger Arbeitnehmer- 
organisationen oder die Unterstützung bestehender 
Arbeitnehmerorganisationen vor allen Dingen 
durch Geldmittel gilt. 

Das sind die wesentlichsten Grundsätze, denen, 
wenn heute das Ratifikationsgesetz verabschiedet 
wird, innerstaatliche Geltung verliehen werden 
soll. 


Eine Ratifikation dieser Grundsätze ist dann 
möglich, wenn sie sich mit dem bestehenden deut- 
schen Rechtszustand decken. Die Prüfung dieser 
Frage hat längere Zeit die Regierungsstellen be- 
schäftigt. 

Was zunächst die Grundsätze des Übereinkom- 
mens anbetrifft, das den Arbeitnehmer davor 
schützen soll, daß er nicht wegen seiner gewerk- 
schaftlichen Zugehörigkeit benachteiligt wird, so 
ist wohl von Anfang an kaum ein Zweifel darüber 
aufgetaucht, daß unser Rechtszustand ausreichend 
ist, um das Übereinkommen Nr. 98 zu ratifizieren. 
Vor allem haben nach § 51 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes Arbeitgeber und Betriebsrat darüber 
zu wachen, daß jede unterschiedliche Behandlung 
von Persosnen wegen ihrer gewerkschaftlichen Be- 
tätigung oder Einstellung unterbleibt. Außerdem 
würde nach allgemeinen arbeitsrechtlichen Grund- 
sätzen ein Verstoß gegen die guten Sitten ange- 
nommen werden müssen, wenn z. B. ein Arbeit- 
nehmer wegen seiner gewerkschaftlichen Zugehö- 
rigkeit entlassen würde. 

Was das Verbot der Einmischung von der ande- 
ren Seite anbetrifft, so liegen die Dinge hinsicht- 
lich einer Ratifikation etwas schwieriger. Beson- 
dere Vorschriften, welche die Bildung von gelben 
Gewerkschaften ausschließen oder vielleicht sogar 
die Unterstützung von Arbeitnehmerorganisatio- 
nen durch Arbeitgeber unter Strafe stellen, sind in 
unserer Rechtsordnung nicht enthalten. Ein wirk- 
samer Schutz gegen die von dem Übereinkommen 
Nr. 98 behandelte Einmischung von der anderen 
Seite liegt jedoch nach unserem arbeitsrechtlichen 
System darin, daß im Falle derartiger Einmischun- 
gen den betreffenden Verbänden die Tarif fähig- 
keit aberkannt und ihnen damit die Möglichkeit 
genommen wird, sich auf dem Gebiet der Gestal- 
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tung der Arbeitsbedingungen über Tarifverträge 
zu betätigen. 

Ob die Aberkennung der Tariffähigkeit als 

Grundlage für die Ratifikation des Übereinkom- 
mens Nr. 98 ausreichend ist, war deshalb streitig 
gewesen, weil in der deutschen Übersetzung des 
Übereinkommens die Worte: ausreichender Schutz 
vor Einmischungen „zu gewähren ist“ enthalten 
waren. Man hatte geglaubt, daraus folgern zu müs- 
sen, daß die Aberkennung der Tariffähigkeit allein 
nicht ausreichend sei, sondern der Staat darüber 
hinaus für besondere Schutzvorschriften gegen 
Einmischung zu sorgen hätte. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich nun sehr ein- 
gehend mit der Frage einer möglichen Ratifikation 
des Übereinkommens beschäftigt; mehrfach haben 
Besprechungen mit Sachverständigen und den zu- 
ständigen Stellen über die Auslegung des Über- 
einkommens stattgefunden. Dabei hat sich die 


Überzeugung durchgesetzt, daß die deutsche Über- 
Setzung in diesen Worten „zu gewähren ist“ im 
Vergleich zu dem authentischen englischen und 
französischen Text ungenau ist. Richtiger müßte es 
in der Übersetzung heißen „sollen gebührenden 
Schutz genießen“. Von dieser Grundlage ausgehend 
wird es auch nach nunmehr übereinstimmender 
Auffassung der Sachverständigen keiner besonde- 
ren Vorschrift mehr über das Verbot der Ein- 
mischung bedürfen, um das Übereinkommen Nr. 98 
zu ratifizieren. Der Ausschuß für Arbeit hat des- 
halb auch in seiner Sitzung vom 14. September 
1955 einstimmig beschlossen, die Annahme des 
Ratifikationsgesetzes durch das Plenum zu emp- 
fehlen. 

Bonn, den 29. September 1955 

Scheppmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1365 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 29. September 1955 

Der Ausschuß für Arbeit 


Sabel 

Vorsitzender 


Scheppmann 

Berichterstatter 



